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SATZUNG 

 
über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche  

Maßnahmen in der Gemeinde  Ahnsbeck 

 

 
 

Aufgrund der §§ 10,58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds.GVBl.S.576, Artikel 1) 
und § 6 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der 
Fassung vom 23.01.2007 (Nds. GVBl.S. 41), beide in der z.Zt. gültigen Fas-
sung, hat der Rat der Gemeinde Ahnsbeck in seiner Sitzung am 17.12.2013 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 

§  1 
Allgemeines 

 
(1) Zur Deckung ihres Aufwandes 
für die Herstellung, Anschaffung, 
Erweiterung, Verbesserung und Er-
neuerung ihrer öffentlichen Straßen, 
Wege und Plätze - insgesamt, in 
Abschnitten oder Teilen - (öffentli-
che Einrichtungen) erhebt die Ge-
meinde Ahnsbeck - sofern Erschlie-
ßungsbeiträge nach den §§ 127 ff 
BauGB nicht erhoben werden kön-
nen - nach Maßgabe dieser Satzung 
Beiträge von den Grundstücksei-
gentümern, denen die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme dieser öffent-
lichen Einrichtungen besondere 
wirtschaftliche Vorteile bietet (Anlie-
ger). 
 
(2) Zu den öffentlichen Einrichtun-
gen gehören auch die aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen mit 
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren 
Wohnwege und die Straßen im 
Außenbereich nach § 47 Nr. 3 
NStrG die die Gemeinde für den 
öffentlichen Verkehr gewidmet 
hat. 
 
(3) Die Gemeinde ermittelt den bei-
tragsfähigen Aufwand jeweils für die 
einzelne Ausbaumaßnahme. Inhalt 

und Umfang der beitragsfähigen 
Maßnahme werden durch das Bau-
programm bestimmt. Das Baupro-
gramm wird durch die Gemeinde 
formlos festgelegt. 
 
(4) Über Ausbaumaßnahmen sol-
len die Beitragspflichtigen vor 
Beginn der Baumaßnahmen in-
formiert werden. Dies kann in An-
liegerversammlungen, im Rah-
men von Ratssitzungen, durch 
Mitteilungen in der örtlichen 
Presse, schriftlich oder auf ande-
re Weise geschehen. Abs. 1 wird 
durch diesen Absatz nicht be-
rührt. 
 

§  2 
Umfang des beitragsfähigen Auf-

wandes 
 

Zum beitragsfähigen Aufwand gehö-
ren die Kosten für 
1. den Erwerb (einschließlich auf-
stehender Bauten und Erwerbsne-
benkosten) der für die Herstellung 
,Anschaffung, Erweiterung, Verbes-
serung oder Erneuerung der öffent-
lichen Einrichtungen benötigten 
Grundflächen; dazu gehört auch der 
Wert der von der Gemeinde hierfür 
aus ihrem Vermögen bereitgestell-
ten Flächen im Zeitpunkt der Bereit-
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stellung zuzüglich der Bereitstel-
lungskosten; 
 
2. die Freilegung der Fläche ; 
 
3. die Herstellung, Anschaffung, 
Erweiterung, Verbesserung oder 
Erneuerung der Fahrbahn mit Un-
terbau und Decke sowie für not-
wendige Erhöhungen und Vertie-
fungen einschließlich der Anschlüs-
se an andere Straßen sowie Auf-
wendungen und Ersatzleistungen 
wegen Veränderung des Straßenni-
veaus ; 
 
4. die Herstellung, Anschaffung, 
Erweiterung, Verbesserung oder 
Erneuerung von Wegen, Plätzen, 
Fußgängerzonen, verkehrsbe-
ruhigten Wohnstraßen, verkehrsbe-
ruhigten Geschäftsbereichen und 
der selbständigen, nicht befahrba-
ren Fuß- und Wohnwege in ent-
sprechender Anwendung von Nr. 3 ; 
 
5. die Herstellung, Anschaffung, 
Erweiterung, Verbesserung oder 
Erneuerung von  
a)  Randsteinen und Schrammbor-
den, 
b)  Rad- und Gehwegen,(ein-oder 
beidseitig und/oder in kombinierter 
Form), 
c) Trenn, Seiten-, Rand- und Si  
cherheitsstreifen, 
d)  niveaugleichen Mischflächen, 
e)Beleuchtungseinrichtungen 
f)  Rinnen und andere Einrichtungen 
für die Oberflächenentwässerung 
der öffentlichen Einrichtungen, 
g)  Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern (einschl. Immissions- 
und Lärmschutz), 
h) Parkflächen (auch Standspuren, 
Busbuchten und Bushaltestellen) 
und Grünanlagen soweit sie Be-
standteil der öffentlichen Einrichtun-
gen sind ; 
 

6.für die Ausstattung von Fuß-
gängerzonen, Plätzen und ver-
kehrsberuhigten Bereichen; 
 
7. die zum Ausgleich oder zum Er-
satz eines durch eine beitragsfähige 
Maßnahme bewirkten Eingriffs in 
Natur und Landschaft zu erbringen 
sind; 
 
8. die Beauftragung Dritter mit der 
Planung und Bauleitung sowie Ver-
waltungskosten, die ausschließlich 
der Maßnahme zuzurechnen sind; 
das gilt analog auch für vom 
samt/gemeindlichen Personal er-
brachte Leistungen; 
 
9.der Fremdfinanzierung des bei-
tragsfähigen Aufwandes; 
 
10.des aus den Beständen der 
Gemeinde verwendeten Materials. 
Maßgeblich ist der Wert im Zeit-
punkt der Bereitstellung. 
 
 

§  3 
Ermittlung des beitragsfähigen 

Aufwandes 
 

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird 
nach den tatsächlichen Kosten er-
mittelt. 
 
(2) Der Aufwand für 
1. Böschungen, Schutz- und Stütz-
mauern einschließlich Immissions- 
und Lärmschutz, 
2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Si-
cherheitsstreifen, 
3.  Ersatzleistungen wegen Verän-
derung des Straßenniveaus, 
4.   
die Beauftragung Dritter mit der 
Planung, Vermessung und/oder 
Bauleitung, die  ausschließlich 
der Maßnahme zuzurechnen sind,  
wird den Kosten der Fahrbahn 
zugerechnet. 
Der Aufwand nach Nr. 4 wird dem 
Gehweg bzw. einer anderen Tei-
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leinrichtung zugerechnet, wenn 
die Fahrbahn nicht Teil der Maß-
nahme ist. 
 

§  4 
Aufwandsspaltung, Ab-

schnittsbildung, 
Abrechnungseinheit u.-gebiet 

 
(1) Die Gemeinde kann den Auf-
wand abweichend von § 1 Abs. 3 
dieser Satzung für bestimmte Teile 
einer Maßnahme (Aufwandsspal-
tung) oder für einen selbständig 
nutzbaren Abschnitt einer Maßnah-
me (Abschnittsbildung) oder bei der 
Ermittlung mehrerer Maßnahmen 
zu einer Abrechnungseinheit zu-
sammenfassen. 
 
(2) Die Grundstücke, deren Eigen-
tümer im Sinne von § 1 Abs.1 die 
öffentliche Einrichtung, Abschnit-
te oder Teile davon oder zur Ab-
rechnungseinheit zusammenge-
fasste öffentliche Einrichtungen 
in Anspruch nehmen können, bil-
den das Abrechnungsgebiet. 
 
(3 )Die Entscheidung über die 
Aufwandsspaltung, die Bildung 
von Abschnitten oder die Zu-
sammenfassung mehrere Maß-
nahmen zu einer Abrechnungs-
einheit trifft der Rat. 
 
(4) Bei der  Aufwandsspaltung kann 
der Straßenausbaubeitrag ohne 
Bindung an eine bestimmte Reihen-
folge selbständig für die öffentliche 
Einrichtung erhoben werden für 
1) den Grunderwerb und den Wert 

der von der Gemeinde bereitge-
stellten Grundstücke, 

2) die Freilegung der Fläche, 
3) die Herstellung, Anschaffung 

Erweiterung, Verbesserung oder 
Erneuerung der  
a) Fahrbahnen(Plätze) mit oder 
ohne Randstreifen Trenn-
,Seiten-,Rand-und Sicherheits-
streifen einschließlich des An-

schlusses an andere Straßen 
und Verkehrswege, 
b) Gehwege oder eines von 
ihnen mit oder ohne Randstei-
nen oder Schrammborden,  
c) Radwege oder eines von 
ihnen mit oder ohne Randstei-
nen oder Schrammborden, 
d) Kombinieren Rad- und Geh-
wegen oder eines von ihnen mit 
oder ohne Randsteinen oder 
Schrammborden, 
e) niveaugleichen Mischflächen 
f) Rinnen und anderen Einrich-
tungen für die Oberflächenent-
wässerung, 
g) Beleuchtungseinrichtungen 
h) Parkflächen ( auch Standspu-
ren, Busbuchten und Bushalte-
stellen), 
i) Grünanlagen (Straßenbegleit-
grün) 
 

(5) Absatz 4 findet sinngemäß 
Anwendung für selbständig nutz-
bare Abschnitte einer öffentlichen 
Einrichtung oder für Abrech-
nungseinheiten. 
 
 
      § 5 

Vorteilsbemessung 
 

(1) Die Gemeinde trägt zur Abgel-
tung des öffentlichen Interesses von 
dem beitragsfähigen Aufwand den 
Teil, der auf die Inanspruchnahme 
der öffentlichen Einrichtungen durch 
die Allgemeinheit oder die Gemein-
de entfällt. Den übrigen Teil des 
Aufwandes haben die Beitrags-
pflichtigen zu tragen.  
 
(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen 
am Aufwand beträgt: 
 
1. bei öffentlichen Einrichtungen, die 
innerorts überwiegend dem Anlie-
gerverkehr dienen, sowie bei ver-
kehrsberuhigten Wohnstraßen 
(auch niveaugleichen Mischflä-
chen)  
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 75 v.H. 
2. bei öffentlichen Einrichtungen mit 
starkem innerörtlichen Verkehr 
 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, 

Rand- und Sicherheitsstreifen 
sowie Böschungen, Schutz- und 
Stützmauern, Busbuchten und 
Bushaltestellen 

 

 40 v.H. 
 

b) für Randsteine und Schrammbor-
de, für Rad- und Gehwege - auch 
als kombinierte Anlage - sowie für 
Grünanlagen als Bestandteil der 
öffentlichen Einrichtung        
   60 v.H. 
 

c) für Beleuchtungseinrichtungen 
sowie für Rinnen und andere Ein-
richtungen der Oberflächenentwäs-
serung  
 50 v.H. 
 

d) für Parkflächen (auch Standspu-
ren) ohne Busbuchten und Bushal-
testellen 
 70 v.H. 
 

e) für niveaugleiche Mischflächen  
  
 50 v.H. 
 

3. bei öffentlichen Einrichtungen, die 
innerorts überwiegend dem Durch-
gangsverkehr dienen 
 
a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, 
Rand- und Sicherheitsstreifen sowie 
Böschungen, Schutz- und Stütz-
mauern,(einschließlich Immissions- 
und Lärmschutz) Busbuchten und 
Bushaltestellen  
 30 v.H. 
 

b) für Randsteine und Schrammbor-
de, für Rad- und Gehwege - auch 
als kombinierte Anlage - sowie für 
Grünanlagen als Bestandteil der 
öffentlichen Einrichtung 
 50 v.H. 
. 

c) für Beleuchtungseinrichtungen 
sowie für Rinnen und andere Ein-
richtungen der Oberflächenentwäs-
serung 
 40 v.H. 
 
d) für Parkflächen (auch Standspu-
ren) ohne Busbuchten und Bushal-
testellen 
 60 v.H. 
 
4. bei Fußgängerzonen und ver-
kehrsberuhigten Geschäftsberei-
chen  
 
 70 v.H 
 
5. bei Gemeindestraßen im Sinne 
    von § 47 Nr. 3 NStrG 
 

a) die deutlich überwiegend 
von Anliegern genutzt wer-
den 

    
    75 v.H.  
 

      b) in allen anderen Fällen 
                                             50 v.H. 
 
 
(3) Zuschüsse Dritter sind, soweit 
der Zuschussgeber nichts anderes 
bestimmt hat, zunächst zur Deckung 
der Anteile der Gemeinde zu ver-
wenden. 
 
(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall 
vor Entstehen der sachlichen Bei-
tragspflichten durch eine ergänzen-
de Satzung von den Anteilen nach 
Abs. 2 abweichen, wenn wichtige 
Gründe für eine andere Vorteilsbe-
messung bei einer Ausbaumaß-
nahme sprechen. 
 

§  6 
Verteilung des umlagefähigen 

Ausbauaufwandes 
 

(1) Der umlagefähige Ausbauauf-
wand wird auf die Grundstücke 
verteilt, von denen aus die Mög-
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lichkeit der Inanspruchnahme 
der ausgebauten öffentlichen 
Einrichtung oder eines bestimm-
ten Abschnitts von ihr besteht 
(berücksichtigungsfähige 
Grundstücke). Die Verteilung 
des Aufwandes auf diese 
Grundstücke erfolgt im Verhält-
nis der Nutzflächen, die sich für 
diese Grundstücke aus der Ver-
vielfachung der maßgeblichen 
Grundstücksfläche mit dem nach 
den §§ 7 und 8 maßgeblichen 
Nutzungsfaktor ergeben.  

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt 

grundsätzlich der Flächeninhalt 
des Grundstücks im bürgerlich-
rechtlichen Sinn. Soweit Flächen 
berücksichtigungsfähiger 
Grundstücke baulich oder ge-
werblich nutzbar sind, richtet 
sich die Ermittlung des Nut-
zungsfaktors nach § 7. Für die 
übrigen Flächen – einschließlich 
der im Außenbereich liegenden 
Teilflächen jenseits einer Be-
bauungsplangrenze, einer Tie-
fenbegrenzungslinie oder der 
Grenze einer Satzung nach § 34 
Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) 
– richtet sich die Ermittlung des 
Nutzungsfaktors nach § 8. 
 

 
(3) Als baulich oder gewerblich 

nutzbar gilt bei berücksichti-
gungsfähigen Grundstücken, 
 
1. die insgesamt oder teilweise 
im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplanes und mit der 
Restfläche innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ort-
steiles liegen, die Gesamtfläche 
des Grundstücks; 
 
2. die über die Grenzen des Be-
bauungsplanes in den Außenbe-
reich hinausreichen, die Fläche 
im Bereich des Bebauungspla-
nes; 

 
3. die im Bereich einer Satzung 
nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen 
und bei Grundstücken, die über 
die Grenzen einer solchen Sat-
zung hinausreichen, die Fläche 
im Satzungsbereich; 
 
4. für die kein Bebauungsplan 
und keine Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB besteht, 
a) wenn sie insgesamt innerhalb 
des im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteiles (§ 34 BauGB) lie-
gen, die Gesamtfläche des 
Grundstücks; 
 
b) wenn sie mit ihrer Fläche teil-
weise im Innenbereich (§ 34 
BauGB) und teilweise im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB) lie-
gen, die Fläche zwischen der öf-
fentlichen Einrichtung und einer 
Linie, die in einem gleichmäßi-
gen Abstand von 50 m zu ihr 
verläuft; bei Grundstücken, die 
nicht an die öffentliche Einrich-
tung angrenzen oder lediglich 
durch einen zum Grundstück 
gehörenden Weg mit ihr verbun-
den sind, die Fläche zwischen 
der der öffentlichen Einrichtung 
zugewandten Grundstücksseite 
und einer Linie, die in einem 
gleichmäßigen Abstand von 50 
m zu ihr verläuft; 
 
5. die über die sich nach Nr. 2 
oder Nr. 4 b) ergebenden Gren-
zen hinaus bebaut oder gewerb-
lich genutzt sind, die Fläche zwi-
schen der öffentlichen Einrich-
tung bzw. im Fall von Nr. 4 b) 
der der öffentlichen Einrichtung 
zugewandten Grundstücksseite 
und einer Linie hierzu, die in 
dem gleichmäßigen Abstand ver-
läuft, der der übergreifenden Be-
bauung oder gewerblichen Nut-
zung entspricht; 
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(4) Bei berücksichtigungsfähigen 
Grundstücken, die 
1. nicht baulich oder gewerblich, 
sondern nur in vergleichbarer 
Weise nutzbar sind (z.B. Fried-
höfe, Sport- und Festplätze, 
Freibäder, Dauerkleingärten) 
oder innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils so 
genutzt werden; 
 

oder 
 

2. ganz bzw. teilweise im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB) liegen 
oder wegen entsprechender 
Festsetzungen in einem Bebau-
ungsplan nur in anderer Weise 
nutzbar sind (landwirtschaftliche 
Nutzung), 

 
ist die Gesamtfläche des Grund-
stücks bzw. die Fläche des Grund-
stücks zugrunde zu legen, die von 
den Regelungen in Abs. 3 nicht er-
fasst wird. 

 
§  7 

Nutzungsfaktor für Bauland-
grundstücke 

 
(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor 

bei berücksichtigungsfähigen 
Grundstücken, die baulich oder 
gewerblich nutzbar sind, wird 
durch die Zahl der Voll-
geschosse bestimmt. 
 
Dabei gelten als Vollgeschoss 
alle Geschosse, die nach lan-
desrechtlichen Vorschriften Voll-
geschosse sind. Kirchengebäu-
de und Biogasanlagen werden 
stets als eingeschossige Ge-
bäude behandelt. Besteht im 
Einzelfall wegen der Besonder-
heiten des Bauwerks in ihm kein 
Vollgeschoss i.S. der Landes-
bauordnung, so werden bei ge-
werblich oder industriell genutz-
ten Grundstücken je angefange-
ne 3,50 m und bei allen in ande-
rer Weise baulich genutzten 

Grundstücken je angefangene 
2,50 m Höhe des Bauwerks 
(Traufhöhe) als Vollgeschoss ge-
rechnet. 
Bruchzahlen werden  ab 0,5 auf 
ganze Zahlen auf-, darunter 
abgerundet. 

 
     Der Nutzungsfaktor beträgt bei 
     einem Vollgeschoss 1,0 und er  
     höht sich je weiteres Vollge 
     schoss um 0,25. 
 
(2) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – 

jeweils bezogen auf die in § 6 
Abs. 3 bestimmten Flächen – bei 
Grundstücken,  
 
1. die ganz oder teilweise  im 

Geltungsbereich eines Be-
bauungsplanes liegen (§ 6 
Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2), 

 
a) die im Bebauungsplan 

festgesetzte höchstzuläs-
sige Zahl der Vollgeschos-
se; 

b) für die im Bebauungsplan 
statt der Zahl der Vollge-
schosse die Höhe der bau-
lichen Anlagen festgesetzt 
ist, in Gewerbe-, Industrie- 
und Sondergebieten i.S. 
von § 11 Abs. 3 BauNVO 
die durch 3,5 und in allen 
anderen Baugebieten die 
durch 2,5 geteilte höchst-
zulässige Gebäudehöhe 
(Traufhöhe). Bruchzah-
len; werden ab 0,5 auf 
ganze Zahlen auf-, da-
runter abgerundet; 

c) für die im Bebauungsplan 
weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe 
der baulichen Anlagen, 
sondern nur eine Baumas-
senzahl festgesetzt ist, die 
durch 3,5 geteilte höchst-
zulässige Baumassenzahl. 
Bruchzahlen werden ab 
0,5 auf ganzen Zahlen 
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auf, darunter abgerun-
det. 

d) auf denen nur Garagen 
oder ober- und/oder un-
terirdische Stellplätze er-
richtet werden dürfen 
sowie Grundstücke, die 
nur mit Einrichtungen 
der Strom-,Gas- und 
Wasserversorgung, wie 
z.B. Trafo, Gasregler, 
Pumpstationen und 
Druckerhöhungsanlagen 
bebaut werden können, 
die Zahl von einem Voll-
geschoss je Nutzungs-
ebene; 

e) für die im Bebauungsplan 
gewerbliche oder industri-
elle Nutzung ohne Bebau-
ung festgesetzt ist, die 
Zahl von einem Vollge-
schoss; 

f) für die in einem Bebau-
ungsplan weder die Zahl 
der Vollgeschosse noch 
die Höhe der baulichen 
Anlagen bzw. die Bau-
massenzahl bestimmt ist, 
der im Abrechnungsgebiet 
überwiegend festgesetzte 
und/oder tatsächlich vor-
handene (§ 34 BauGB) 
Berechnungswert nach Zif-
fer  a) - c); 

 
2. auf denen die Zahl der Voll-

geschosse nach Nr. 1  a) 
bzw.  d)-e) oder die Höhe der 
baulichen Anlagen bzw. die 
Baumassenzahl nach Nr. 1b) 
bzw. c) überschritten wird, die 
tatsächlich vorhandene Zahl 
der Vollgeschosse bzw. die 
sich nach der tatsächlich vor-
handenen Bebauung erge-
benden Berechnungswerte 
nach Nr. 1 b) bzw. c); 
 

3. für die kein Bebauungsplan 
besteht, die aber ganz oder 
teilweise innerhalb des im 

Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen (§ 6 Abs. 3 
Nr. 3 und Nr. 5), wenn sie 
a) bebaut sind, die höchste 

Zahl der tatsächlich vor-
handenen Vollgeschosse; 

b) unbebaut sind, die Zahl 
der in der näheren Umge-
bung überwiegend vor-
handene Vollgeschosse. 
Bruchzahlen werden ab 
0,5 auf ganze Zahlen auf-
, darunter abgerundet. 

 
 
(3) Der sich aus Abs. 1  i.V. mit Abs.  
      2 ergebende Nutzungsfaktor  
      wird vervielfacht mit: 
 

1. 1,5, wenn das Grundstück in-
nerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) o-
der durch Bebauungsplan 
ausgewiesenen Wohngebie-
tes (§ 3, § 4 und § 4 a BauN-
VO), Dorfgebietes (§ 5 
BauNVO) oder Mischgebietes 
(§ 6 BauNVO) oder Sonder-
gebietes(§ 10 BauNVO) liegt 
oder ohne ausdrückliche Ge-
bietsfestsetzung innerhalb ei-
nes Bebauungsplangebietes 
überwiegend gewerblich oder 
überwiegend in einer der ge-
werblichen Nutzung ähnli-
chen Weise (z.B. Verwal-
tungs-, Schul-, Post- und 
Bahnhofsgebäude, Praxen 
für freie Berufe) genutzt wird; 

 
2. 2,0, wenn das Grundstück in-

nerhalb eines tatsächlich be-
stehenden (§ 34 BauGB) o-
der durch Bebauungsplan 
ausgewiesenen Kerngebietes 
(§ 7 BauNVO), Gewerbege-
bietes (§ 8 BauNVO), Indust-
riegebietes (§ 9 BauNVO) 
oder Sondergebietes (§ 11 
BauNVO), das gewerblich 
genutzt werden darf, liegt. 
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§  8 
Nutzungsfaktoren für Grund-
stücke mit sonstiger Nutzung 

 
(1) Für die Flächen nach § 6 Abs. 4 

gelten als Nutzungsfaktoren bei 
Grundstücken, die 

 
1. aufgrund entsprechender 

Festsetzungen in einem Be-
bauungsplan nicht baulich 
oder gewerblich, sondern nur 
in vergleichbarer Weise nutz-
bar sind (z.B. Friedhöfe, 
Sport- und Festplätze, Frei-
bäder, Dauerkleingärten) o-
der innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils 
so genutzt werden  
  0,5 ; 
 

2. im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen oder wegen 
entsprechender Festsetzun-
gen in einem Bebauungsplan 
nur in anderer Weise nutzbar 
sind (z.B. landwirtschaftliche 
Nutzung), wenn 

 
a) sie ohne Bebauung sind, 

bei 
aa) Waldbestand oder wirt 
schaftlich nutzbaren Was-
serflächen 0,0167; 

 
     ab) Nutzung als Grünland, 
     Ackerland oder Garten- 
      land 
 0,0333; 
      ac) gewerbliche Nutzung 
      (z.B. Bodenabbau pp.) 
 
 1,0; 
 

lit.ab) ist auch anzuwen-
den, wenn sich auf Teil-
flächen von ihnen Wind-
kraft- oder selbständige 

Photovoltaikanlagen be-
finden; 

 
b) sie in einer der baulichen 
oder gewerblichen Nutzung 
vergleichbaren Weise genutzt 
werden (z.B. Friedhöfe, 
Sport- und Festplätze, Frei-
bäder, Dauerkleingärten, 
Campingplätze ohne Bebau-
ung  
 0,5; 
c) auf ihnen Wohnbebauung, 
landwirtschaftliche Hofstellen 
einschließlich der auf ihnen 
im Rahmen der landwirt-
schaftlichen Nutzung be-
triebene Biogasanlagen o-
der landwirtschaftliche Ne-
bengebäude (z.B. Feld-
scheunen, Mastställe o.ä) 
vorhanden sind, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch 
aus der Grundfläche der Bau-
lichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2 ergibt
 1,0, 
 
mit Zuschlägen von je 0,25 
für das zweite und jedes wei-
tere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss, für die Restflä-
che gilt a); 
 
d) sie als Campingplatz ge-
nutzt werden und eine Be-
bauung besteht, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch 
aus der Grundfläche der Bau-
lichkeit geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2 ergibt 
                                         1,0 
 
mit Zuschlägen von je 0,25 
für das zweite und jedes wei-
tere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss, für die Restflä-
che gilt Buchstabe b) 
 
e) auf ihnen – ohne Bebau-
ungsplan- außerhalb von 
landwirtschaftlichen Hof-
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stellen Biogasanlagen be-
trieben werden, für eine 
Teilfläche, die sich rechne-
risch aus der Grundfläche 
der Einrichtungen der Bio-
gasanlage geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2 ergibt  
                                        1,5 
für die Restfläche gilt Buch-
stabe a) 
 
f) sie gewerblich genutzt und 
bebaut sind, für eine Teilflä-
che, die sich rechnerisch aus 
der Grundfläche der Baulich-
keiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2 ergibt 
 1,5; 
 
mit Zuschlägen von je 0,375 
für das zweite und jedes wei-
tere tatsächlich vorhandene 
Vollgeschoss, für die Restflä-
che gilt a), 
 
g) sie ganz oder teilweise im 
Geltungsbereich einer Sat-
zung nach § 35 Abs. 6 
BauGB liegen, für die von der 
Satzung erfassten Teilflächen 
aa) mit Baulichkeiten, die 

kleinen Handwerks- 
oder Gewerbebetrie-
ben dienen 
 1,5 
mit Zuschlägen von je 
0,375 für das zweite 
und jedes weitere tat-
sächlich vorhandene 
Vollgeschoss, 

ab)mit sonstigen Baulich-
keiten oder ohne Bebau-
ung 1,0 
mit Zuschlägen von je 0,25 
für das zweite und jedes 
weitere tatsächlich vorhan-
dene Vollgeschoss 
 
für die Restfläche gilt 
Buchstabe a). 
 

(2) Die Bestimmung des Vollge-
schosses richtet sich nach § 7 
Abs. 1. 

 
 

§ 9 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit 
der Beendigung der beitragsfähigen 
Maßnahme. 
 
(2) In den Fällen einer Aufwands-
spaltung entsteht die Beitragspflicht 
mit der Beendigung der Teilmaß-
nahme und dem Beschluss über die 
Aufwandsspaltung. 
 
(3).In den Fällen der Bildung von 
Abrechnungsabschnitten mit der 
Beendigung der Abschnittsmaß-
nahme und dem Abschnittsbil-
dungsbeschluss. 
 
(4) In den Fällen der Bildung von 
Abrechnungseinheiten mit der 
Beendigung der gesamten bei-
tragsfähigen Maßnahme und dem 
Beschluss über die Abrech-
nungseinheit. 
 
(5) Die in Abs. 1-4 genannten Maß-
nahmen sind erst dann beendet, 
wenn die technischen Arbeiten ent-
sprechend dem von der Gemeinde 
aufgestellten Bauprogramm fertig-
gestellt sind, der Aufwand bere-
chenbar ist und in den Fällen von 
Abs. 1 und 4 die erforderlichen 
Grundflächen im Eigentum der Ge-
meinde stehen und die öffentliche 
Einrichtung gewidmet ist. 
 
 

§  10 
Vorausleistungen 

 
Sobald mit der Durchführung der 
Bauarbeiten begonnen worden ist, 
kann die Gemeinde angemessene 
Vorausleistungen bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Beitrages erhe-
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ben. Die Vorausleistungen werden 
nach dem für den Beitrag geltenden 
Maßstab erhoben.  
Die Vorausleistungen sind mit der 
endgültigen Beitragsschuld zu ver-
rechnen, auch wenn der Vorausleis-
tende nicht der endgültige Beitrags-
pflichtige ist. 
 

§  11 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeit-
punkt der Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides Eigentümer des 
Grundstücks ist. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, so 
ist anstelle des Eigentümers der 
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften 
als Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teilei-
gentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(2) Der Beitrag ruht als öffentliche 
Last auf dem Grundstück, bei Be-
stehen eines Erbbaurechts auf die-
sem und im Falle von Abs. 1 S. 3 
Halbsatz 2 auf dem Wohnungs- o-
der Teileigentum. 
 
 

§  12 
Beitragsbescheid 

 
Der Beitrag, der auf den einzelnen 
Beitragspflichtigen entfällt, wird 
durch schriftlichen Bescheid festge-
setzt. Gleiches gilt für die Voraus-
leistung. 
 
 

§  13 
Fälligkeit 

 
Die nach dieser Satzung erhobenen 
Beiträge und Vorausleistungen wer-
den einen Monat nach der Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. 
 

 
§  14 

Ablösung 
 

(1) In Fällen, in denen die Beitrags-
pflicht noch nicht entstanden ist, 
kann die Ablösung durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag vereinbart wer-
den. 
 
(2) Zur Feststellung des Ablösungs-
betrages ist der für die Ausbaumaß-
nahme i.S. von § 1 entstehenden 
Ausbauaufwand zugrunde zu legen, 
der anhand von Kalkulationen, Kos-
tenvoranschlägen und/oder Aus-
schreibungsergebnissen ermittelt 
wird. Kosten für den Ausbau ver-
gleichbarer Maßnah-
men/Teileinrichtungen und bereits 
vorliegende Unternehmerrechnun-
gen können zur Ermittlung des Aus-
bauaufwandes mit herangezogen 
werden. 
Der Ausbauaufwand wird nach 
Maßgabe dieser Satzung (§§5-8) 
auf die Grundstücke verteilt, denen 
die Möglichkeit der Inanspruchnah-
me der betreffenden öffentlichen 
Einrichtung besondere wirtschaftli-
che Vorteile bietet.  
(3) Ein Rechtsanspruch auf Ablö-
sung besteht nicht. Durch Zahlung 
des Ablösungsbetrages wird die 
Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
Ein Anspruch auf spätere Rück-
zahlung oder Nachforderung be-
steht nicht, soweit die durch 
höchstrichterliche Rechtspre-
chung festgelegten Billigkeits-
grenzen nicht über-oder unter-
schritten werden. 
 
 
 
                           § 15 
Auskunfts-und Duldungspflichten 
 
(1) Die Beitragspflichtigen und 
ihre Vertreter haben der Gemein-
de jede Auskunft zu erteilen, die 
für die Festsetzung und Erhe-
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bung der Beiträge erforderlich 
sind. 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, 
an Ort und Stelle zu ermitteln und 
die Grundstücke des Beitrags-
pflichtigen zu betreten. Die nach 
Abs. 1 zur Auskunft verpflichte-
ten Personen haben dies zu er-
möglichen und im erforderlichen 
Umfang zu helfen. 
 
                            § 16 
                  Anzeigepflicht 
 
Jeder Wechsel der Rechtsver-
hältnisse am Grundstück ist der 
Gemeinde sowohl vom Erwerber 
als auch von Veräußerer inner-
halb eines Monats schriftlich an-
zuzeigen. 
 
                         § 17 
            Datenverarbeitung 
 

Zur Ausführung dieser Satzung 
dürfen die mit der Ermittlung, 
Festsetzung und Erhebung von 
Beiträgen befassten Stellen der 
Gemeinde die hierfür erforderli-
chen personen- und grund-
stücksgezogenen Daten von den 

zuständigen Behör-
den(u.a.Grundbuchamt,Katastera
mt,Einwohnermeldeamt) besor-
gen und verarbeiten. Dies darf 
auch regelmäßig im Rahmen au-
tomatischer Abrufverfahren er-
folgen. 
 

§  18 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung rückwirkend zum 

1.1.2012 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom  

09.Dezember 2002  außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
Ahnsbeck, den 17.12.2013 
Gemeinde Ahnsbeck 
 
 
Kaiser 
Bürgermeister 
 
 

 

 
Satzung vom 17.12.2013  
veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Celle vom 23.01.2014 
Nr. 4  S. 43  in Kraft: rückwirkend zum 01.01.2012 

 


